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'Beklagter und Revisionskläger,

O°OOOOOOOOOOIO.°OQODOOOUOOOOOOOOOOOOOOOOÖOOOO'OGOC9

Klägerin und Revieiensbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:
OOUOOOOOOOODDOOOC‘COCOOOOOODC‘O

Der 9° Senat des Bundessoziulguriehi hat auf die(\

mündliche Verhandlung vom 17° Oktober 1967 durch

Senatspräsident Dr„ W e l s e

— Vorsitzende; —
Bundesrichter Dr„ M a i s c H und

Bundesrichter S c h 1 n d l e z ,
Bundessozialrichter W e n z e l und

Bundessozialrichter Dro K u r t h

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 16„ De-

zember 1966 aufgehoben;

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des So—

zialgerichts karlsruhe vom 5° August 1965 wird zu—

rückgewiesen. Die Klage gegen die Besoheide vom 180

Dezember 1964 und 140 April 1966 wird abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Berufungs— und RmVi—

sionsverfehrens sind nicht zu erstatten.
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(Ka), trat nach dem Abitur in die gehobene Beemtenlauf—
bahn ein, bestand 1951 die Insbektorenprufung mit der

Note gut und LÖkation 1, Wer nach einer Tätigkeit bei

verschiedenen Domänenämtern vom 150 Juni 1939 bis Fe—
bruar_l940 bei dem Reichsministerium für Ernährung und

Landwirtschaft und von da an bis zu seiner Einberufung

zur Wehrmacht im Januar 1942 sls geschüftsleitender Be—

amter bei der Reichsforuchungsanstelt für alpine Land—

wirtscneft in Admont/öteiermark beschäftigte 1940 wurde

er zum Regierungsoberinspektor befördert; zuletzt War er

in der Stellung eines Amtmnnnes els Vorsiend des Perso—

nal «
s mit der nussicht, in absenberer Zeit zum Amtsret er-

nennt zu werden, tätig° 1942 erhielt K« auf eine 5nfrage

beim Beratungsdienst des Reichsstudenteneerks in dien

die 3uskunit, Voraussetzung für einen Studienurleub sei,

daß er infolge seiner Verwundung mindestens 6 Eonate gVH

geschrieben werde„ Da diese Voraussetzung nicht zutrai"9

unterblieb das Studium° Im Februar 1945 ist Ho seinen als

Soldat erlittenen Verletzungen erlegen°

Die Klägerin erhält Witwenversorgun_ iu3h dem Bundesver—

sorgungsgesetz (BVG)„ Im Februar 1964 beantragte sie

Schadensausgleich für Witwen gemäß 5 40 a BVG, der mit
Bescheid vom 18° Dezember 1964 ab 1° Januar 1964 gewährt
wurde„ Bei der Berechnung des SehndenSsusgleichs wurde

1?
als mutmaßliches Einkommen des erstorbenen des Endgrund—

gehalt der Besoldungsgruppe A 11 des Bundesbesoldungsge—

setzes (BBesG) zuzüglich Ortszuschlag nach Stufe 2 und

Ortsklasse A zugrunde gelegta Der Widerspruch, mit dem

die Klägerin geltend machte, die Besoldungsgruppe n 11

(nmtmenn) werde der Stellung ihres Bhemannes nicht ge-
recht, zumal er noch 1942 beabsichtigt habe zu studieren,

I \.‚
\l |
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war erfolglos, Das Sozialgericht (SG) wies die Klage
durch Urteil vom 5° August 1965 ab° Während des Beru—

fungsVerfahrens, in dem die Klägerin beantragte, bei

der Berechnung des Schadensausgleiches die Tätigkeit

ihres Mannes in eine höhere Besoldungsgruppe als A ll

einzustufen, setzte das Versorgungsamt mit Bescheid

vom 14° April 1966, den Schadensausgleich ab 1, Juli

1965 fest, hierbei ging es wiederum von dem Endgrund—
gehalt der Besoldungsgruppe A 11 aus? Mit Urteil vom

150 Dezember 1966 hob das Landessozialgericht (LSG)

das Urteil des SG auf und änderte die Bescheide vom

18° Dezember1964und 140April 1966ab„ Es verurteil—
te den Beklagten, bei der Berechnung des Bchadensaus—

gleiche der Klägerin das Durchschnittseinkommen des

verstorbenen Ehemannes dem Endgrundgehalt der Besol—

dungsgruppe A 12 des BBGSG — einschließlich des Orts—

zuschlags der Stufe 2 und Ortsklasse A — gleichzu—

setzen° Das gemäß 5 4 der Durchführungsverorunung (DVO)

zu 5 30 Abs° 3 und 4 BVG vom 30° Juli 1964 bei der Be—
rechnung des Schadensausgleichs der Witwe nach % 40 a

BVG als Durchschnittseinkommen des Ehemannes im geho—

benen Dienst zugrundegelegte Endgrundgehalt der Besolm

dungsgruppe A ll berücksichtige nicht ausreichend die

'Stellung, die der Ehemann der Klägerin vor seinem Tode

in seinem Beruf erreicht'habec Eine von 5 4 DVO abweichen—

de Einstufung lasse % 6 für "besondere Fälle" zu, wenn

nachgewiesen werde, daß der Beschädigte in dem vor Ein—

tritt der Schädigung eusgeübten Beruf eine Stellung er—

reicht habe, die durch die Vorschriften des 5 4 keine

ausreichende Berücksichtigung finde° Das sei hier der

Fall° Schon die überdurchsChnittlichen Prüfungsergeb—

nisse des K, und die Tatsache, daß er im Alter von 51

Jahren Oberin3pektor in einem Reichsministerium bzw„

in einer Reichsforschungsanstalt gewesen sei, zeigten,

daß der Verstorbene unverhältnismäßig rasch und außer—
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halb der üblichen Beförderungspraxis in eine Spitzen—

stellung seiner Laufbahn aufgestiegen sei und weiter

aufgestiegen wäre° Dies bestätige auch die Aussage von

Prof° Dra F;

geehabt habe, in aosehbarer Zeit Amtsrat zu werden St ehe
:, wonach der Verstorbene alle Aussicht

somit fest, daß K° ohne die Schädigung jedenfalls Amts—

rat geworden wäre, und zwar außerhalb des üblichen Auf—

stieges, so sei bei der Berechnung des Schadensausgleiches

von einem entsprechenden Durchschnittseinkommen der Be—

soldungsgruppe A 12 auszugehen° Die Berücksichtigung

ner höheren Besoldungsgruppe nach 5 7 DVD scheidc schon
deshalb aus, weil nicht anzunehmen sei, daß der Verstor—

bene noch ei.n S uudium absolviert hättee Eine ernsthafte

Studienabsicht werde auch nicht durch die infrage beim

Beratungsdienst des Reichsstudentenwerks bewiesen° De

.1uffa ssung des Beklagten, es komme ausweislich des Wort—

1 uts des @ 6 DVO allein auf die vor der Schädigung er—
reichte Position an, sei11icht zuzusti nen„ Damit wären

die Witwen benachteiligt, deren Ehemännern der Mu stieg

in solche Positionen durch den Tod uerr3hrt v.orden sei„

Mit dieser Konsequenz stehe @ 6 DVD im Widerspruch zu
“ .,nVorse nr iften des 5 40 a Abso 2 BVG, der ausdrücklich

bestimme, daß für die Ermittlung des Schadensausgleichs

‚nicht nur die bereits ;or dem Tode erreichte Berufs—
S'ÜCl 11111ngr maßgebend., sondern eben} 30 zu berücksichtigen

i, ecl(I
)

(D her Beruis— oder Jirtschaftsgruppe der Ver—

oÜOlbene angehört und welches Durchschnittseinkommen0

er in dieser Stellung erzielt hätten Der verhinderte

ber fliche und \.firtsche ftliche Aufstieg sei zu berück-

sichtigen° Eine gegenüber den gesetzlichen Bestimmungen

.)e11ms h1änkende Abgrenzung des berechtigten Personenkrei-

L'
!)

(“
.“

)
“)

s, d

all

néxchtigung des 5 30 Abs° ? BVG überschreiten° Denn die—

ssen Durchschnittseinkemmen höher als im Regel—(“
D

H
)

“)est ustellen seei, würde auch den Rahmen der Er—

se Bestimmung räume der Bundesregierung lediglich das
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Recht ein, durch Rechtsverordnung die Vergleichsgrund—

lage zur Ermittlung des Durchschnittseinkommens zu be—

stimmen° Sie dürfe nur die Einzelheiten der zahlenmäßigen

Berechnung des Einkommenverlustes regeln, nicht aber den

materiellen Inhalt des Gesetzes verändern° Within könne,

wenn der Verstorbene nachweislich eine Berufsstellung

erlangt hätte, die durch die Vorschrift des @4 DVD
nicht ausreichend Berücksichtigung finde, als Durchschnitts-

einkommen das Endgrundgehalt einer dieser Stellung ange—

messenen Besoldungsgruppe selbst dann zugrunde gelegt

werden, wenn man annehme, % 6 DVG sei nicht nur teil-

weise, sondern in vollem Umfang unwirksam, weil er den

Kreis der Berechtigten einschränkec Denn in diesem Fall

müsse unmittelbar auf 5 40 a BVG zurückgegriffen werden°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletzung

der 55 40 a, 30 Abs, 5, 4 und 7 BVG idF vom 21e Februar

1964, Art° 80 des Grundgesetzes (GG) sowie der 55 4, 6
der Verordnung zur Durchführung des @ 50 Abs„ 3 und 4

BVG vom Boa Juli 1964„ Nach Ablauf der Revisionsbegrün—

dungsfrist hat der Beklagte im wesentlichen noch ausge—

führt, 5 40 a Abs° 2 Satz BVG stelle auf das Durch—

schnittseinkommen der Berufs— oder Uirtschaftsgruppe

ab, der der Verstorbene angehört habe oder ohne die

Schädigung wahrscheinlich angehört hättee Der Gesetz-

geber habe somit für_die Bemessung des Schadensaus-
gleiche die Berücksichtigung des Durchschnittseinkommens

,Von Berufs— oder Wirtschaftsgruppen und nicht von Ein-

zelpositionen oder Laufbahngruppen vorgeschrieben° Die

Bewertung einer im öffentlichen Dienst békleideten
Stellung bei der Ermittlung der Vergleichsgrundlage

habe der Gesetzgeber sowohl in 5 30 Abs° ? BVG als

auch in 5 40 a Abs° 4 BVG der Regelung durch die Bun—

desregierung überlassen, Dadurch werde die Auffassung

des LSG widerlegt, die Ermächtigung räume der Bundes—
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regierung nur das Recht ein, Einzelheiten der lediglich

zahlenmäßigen Berechnung des Einkommenverlustes zu be—

stimmenc Der Gesetzgeber habe in Kauf genommen„ daß der

einzelne Versorgungsbereehtigte im Verhältnis zu dem zu

beachtenden Durchsehnittseinkcmmen günstiger oder un—

günstiger betroffen werden könne„ Darin liege auch kein

wgrgmog gegen den in arte 2% é%—■e*tgelegten Grundge—

danken des sozialen Reehtssi■ms„ Der Gesetzgeber sei be—

fugt, um der ?raktikabilität ;iner Regelung willen Nor-

men zu schaffen, die im Einatlfall ausnahmsweise auch

zu einem Nachteil führen könnten„ 5 6 DVO stelle eine

mit der Ermächtigung im Einklang stehende nrwciterung

es Durchschnittsrahmens dar‚ die jedoch bei einer Aus—

H
p‚

(D 01
3

'ung im Sinne der Berufung50nscheidung die vorangehenden

immungen der DVD überflüssig machen würde„£)
\; 0)D

i

Der Beklagte beantragt, das Urteil des LSG aufzuheben„

die Berufung gegen das Urteil des SG vom 5° August 1965

zurückzuweise■ und die Klage gegen den Bescheid vom 14„

April 1966 als unbegründet abzuweisen° Die Klägerin be—

antragt, die Revision als unzulässig zu verwerfen‚ hilfs—

weise sie als unbegründet zurückzuweisen° Die Revision

sei bis zum Ablauf der Revisionsbegründungsfrist nicht

formgereeht begründet werden° Die bloße ■ngabe der ver—
letzten Rechtsnorm sei unzureichend° In der Sache schließt

sich die Klägerin den Ausführungen in dem angefochtenen Ur—

teil an°

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs° 1

Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzas -SGG—)° Sie ist auch

' ist— und formgerecht eingelegt und begründet werden

164, 166 SGG) und deshalb zulässig‘, Der Beklagte hat
dem am 7\ Februar l96? eingegangenen.Schriftsatz vom

/\l
—

‚

(0
.3

13

„.

%

‚.: d'

El° Januar 1967 Revision eingelegt„ einen üntrag gestellt

und zugleich zur Begründung der Revision u°ac Verletzung
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der 55 40 a, 50 Abs° }, 4, 7 BVG sowie der 55 4 und 6 der DVO
zu 5 30 Abs° ; und 4 BVG vom 50‚ Juli 1964 gerügt„ Diese zur

Kennzeichnung der Rügen bestimmte Angabe der verletzten Rechts—

normen genügt bei der auf Verletzung des sachlichen Rechts ge-

stützten Revision nach der in 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGGbestimm-

ten Form der Revisionsbegründung (Peters—Sautter—Wolff,

Kommentar zur Sgb, 5° Aufl° % 164 Anm° 4 8° III/80 — 84 -)°

Das Gesetz stellt an eine Revisionsbegründung, die als sol-

che erkennbar sein muß, über die Angabe der verletzten

Rechtsnorm hinaus keine weiteren, den Umfang oder den In-

halt der Begründung betreffenden Anforderungen° Die Re— ”

visionsbegründung wäre allerdings dann unzureichend, wenn
mit ihr nur ganz allgemein ohne nähere Angaben Verletzung

des materiellen Rechts gerügt werden wäre (vgl. BSG in

SozR Nr‚ 70 zu % 162 SGG und Nr° 27 zu 5 164 SGG)° Der

Schriftsatz des Beklagten vom 16° Juni 1967 enthält kei-

ne zusätzlichen Revisionsrügen, sondern nur nähere Aus—

fükrungen zu den bereits geltend gemachten Gesetzcsver—

stößen; er war deshalb zu beachten°

Die Revision ist auch sachlich begründet°

Streitig ist nur, ob der Beklagte bei der Berechnung des

Schadensausgleichs nach S 40 & BVG idF des Zweiten Neu—

ordnungsgesetzes (2° NOG) vom 21° Februar 1964 (BGBl I,
85) in den Bescheiden vom 180 Dezember 1964 und 14° April
1966 ohne Gesetzesverletzung für die Berechnung des Scha-

densausgleiches als Durchschni tseinkommen des Ehemannes

das Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe A 11 des BBesG

zugrunde legen durfte, oder ob er von der Besoldungs—

gruppe A 12 hätte ausgehen müssenc Da die Klägerin nicht

R=vision eingelegt hat, steht für das Revisionsverfehren

fest‚ daß eine höhere Besoldungsgruppe als A 12 ausschei—
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Das LSG hat festgestellt, daß der Ehemann der Klägerin

nach seinen Prüfungsergebnis$en‚ dem unverhältnismäßig

raschen Aufstieg außerhalb der üblichen Beförderunge—

praxis, der Ernennung zum Oberinspektor im Alter von öl

Jahren und der zuletzt bekleideten Amtsstellung ohne die

„Schädigung jedenfalls Amtsrat geworden wäre° An diese
tatsächlichen, von der Revision nicht angegriffenen Fest—

stellungen ist der erkennende Senat gebunden (@ l65 SGG)°

Sie lassen eine Berechnung des Sehedensa-sgleichs der

Klägerin nach der Besoldungsgruppe A 12 nicht zu?

Nach 5 40 a Abs° 2 BVG ist zur Feststellung des Schadens—

ausgleichs das von der Witwe erzielte Bruttoeinkonmen mit

dem Einkommen des Ehemannes zu vergleichen° Als Einkommen

des Ehemannes gilt das Durchschnittseizkommen der Berufs—

oder Wirtschaftsgruppe‚ der der Verstorbene angehört hat

oder ohne die Schädigung nach seinen Lebensverhältnissen,

seinen beruflichen Kenntnissen und Fähigkeiten wahrschein—
lich angehört hätte° % 30 Abs° 4 Sätze 2 und 5 BVG sind

anzuwenden {@ 40 a Abs. 2 Satz 5 BVG), ferner gilt nach
5 40 a Abs. 4 BVG @ 30 !=.bs° ? BVG entsprechend° Hieraus

ergibt sich, daß auch im Falle des @ 40 a BVG — wie nach
5 30 Abs° } und 4 — als allgemeine Vergleichsgrundlage

zur Errechnung des (wahrscheinlichen) Durchschnittsein—

kommens die jeweils in Betracht kommenden amtlichen Er-

hebungen des Statistischen Bundesamtes für das Bundesge—

biet oder die beamten— oder tarifrechtlichen Besoldungs—

oder Vergütungsgruppen des Bundes gelten (5 30 Absc 4

S„ 2 BVG)° Demgemäß ist in 5 4 der DVO zu 5 30 Abs° 5 und

4 des BVGvom 50„ Juli 1964 (BGBl I 574) für den öffent—
lichen Dienst ein nach den Berufsgruppen des einfachen,

mittleren/gehobenen und höheren Dienstes abgestuftes

Durchschnittseinkommen festgesetzt und für den gehobenen

Dienst vom vollendeten 45° Lebensjahr an als Durchschnitts-

einkommen das Endgrundgehalt der Bescldungsgruppe & ll
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zuzüglich des 0rtszuschlags nach Stufe 2 und Ortsklasse

A bestimmt werden‚ Nach 5 11 DVG sind für die Ermittlung

des in g 40 a ébs„ 2 Satz 2 BVG bezeichneten Durchschnitts-

einkommens die 55 2 bis 7 DVD entsprechend anzuwenden° Die

Einstufung in 5 4 DVD entspricht der Vorschrift des @40 a

Abs., 2Satz 2 BVGund der durch Bezugnahmeauf 5 30 Hose ?
BVG in g 40 & Abs‚ 4 3vG erteilten Ermächtigung° Denn wenn

nach 5 40 a Abs„ 2 Satz 2 BVG als Einkommen das Durch-

schnittseinkommen der Berufs— oder Virtschaitsgruppe ”gilt“,

der der Verstorbene angehört hat oder ohne die Schädigung

wahrscheinlich angehört hätte, und in 5 50 Abs„ 7 BVG die

Bundesregierung ermächtigt wurde zu bestimmen, welche

Vergleichsgrundlage und in welcher Weise sie zur Ermitt—

lung des Einkommenverlu5tes herenzuziehen ist, so war

die Bundesregierung bereChti8to für<ie BGYUfSSTUPPGdes
gehobenen Dienstes das Durchschnittseinkommen zu be—

stimmen; sie war nicht verpflichtet, innerhalb der Be-

rufsgruppe des gehobenen Dienstes noch weiter nach Be—

soldungsgruppen zu differenzieren und zu bestimmen, daß

bei Beamten, die wahrscheinlich Amtsrat geworden wären,

von der nächsthöheren BCSOlÖURESQTUPPCA 12 auszugehen
sei, Auf Grund der in 5 40 a Abs„ 2 Satz 2 BVG enthal—

tenen Fiktion, daß als Einkommen das Durchschnittsein—
kommen der jeweiligen Berufs— oder wirtschaftsgruppe gilt,

ist kein Raum für den Nachweis, der Verstorbene habe in

dieser Berufsgruppe wahrscheinlich eine höhere Berufs—
ste lung erreicht als der Besoldunsseruppe ent3prichto
die als Durchschnittsei■kommen bestimmt ist° Eine sol—

che Regelung verstößt auch nicht gegen den Gleichheitr—

satz des Art„ 5 Abs, 1 GG„ Denn sie gilt gleichmäßig

für alle Angehörigen derselben Berufsgruppeo Sie recht—

fertigt auch nicht die Rüge, daß zu Unrecht verschie-.
denartige Tatbestände gleich behandelt werden° Die auf

der Ermittlung des Durchschnittseinkommens für eine Be—

rufsgruppe beruhende Einstufung in eine bestimmte Be—
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soldungSgruppe ist die Folge der Durchführung eines ge—
setzlich zugelassenen Prinzips, das notwendigerweise Be—

günstigungen oder auch eine weniger vorteilhafte Ein—

stufung für einzelne Berechtigte mit sich bringt, De; Ge—

setzgeber steht es frei, im Interesse der Durchführberkeit

einer systematischen Regelung eine Generelisierung vorzu—

nehmen° Eine Verletzung des Gleichheitsgrundsetzes könnte

zwar in einer systemwidrigen Belastung Einzelner durch

Einfügung von Vorschriften gefunden werden, durch die das
System des Gesetzes ohne zureichende sachliche Gründe ver“
lassen wird (vgl„ BVerfG 18, 329, 551 5;2, 534), Das ist

e 4 DVD noch bei der

ergänzenden VorSchrift des € 6 DVO der Fall„ Zwar ist in

')

hier aber weder bei der Regelung d s 5

€ 2 Satz 5 der DVO ausdrücklich bestimmt, daß ein durch

‚1

die Schädigung verhinderter Aufstieg im Beruf zu berück—LJ

;

sichtigen ist und in % ll, daß diese Vorschrift auch für

03° 2 Satz 2 BVG bezeichne—

ten Durchschnittseinkommens entsprechend anzuwenden ist°

die Ermittlung des in 5 40 a &

Da jedoch nach 5 40 & Abs° 2 Satz 2 BVG dus Durchschnitts—
einkommen der Berufs- oder Wirtschaftsgruppe maßgebend

ist, der der Verstorbene angehört hätte, kann diese vor—
aussichtlich erlangte Berufsstcllung im Rahmen des % a

nicht mehr besonders-berücksichtigt werden, weil die Er—

mächtigung, des Durchschnittsoinkommen der Berufsgruppe

zu bestimmen, für alle Dienstst llungen innerhal der

Berufsgruppe, hier des gehobenen Di“nstes, gilt„ Eine an—
dere Béurteilung wäre nur denn möglich, wenn wahrschein—

lich gemacht werden könnte, daß es dem Ehemann der Klä—

gerin gelungen wäre, in die Berufsgruppe des höheren

Dienstes zu gelangen„ Denn müßte das für diese Berufs—

gruppe in 5 4 der DVG festgesetzte Durchschnittseinkommcn

zugrunde gelegt werden, Eine solche Prüfung ist in dem ei—
hängigen Revisionsverfehren nicht möglich, da sich das

LSG nicht davon hat überzeugen können, daß Ko noch ein

(/
1

tudium absolviert hätte und deshalb nur festgestellt hat,
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daß K. wahrscheinlich Amtsrat geworden wäre und die

Klägerin das Urteil des LSG nicht angefochten hat°

In dem zur Veröffentlichung bestimmten Urteil des

erkennenden Senats vom 25.Juli 1967 — 9 RV 892/65 —,
das den Anspruch eines vermutlich in selbständiger

Stellung tätig gewordenen Beschädigten auf den Be—
rufsschadensausgleich nach 5 30 Abs" 5, 4 und 5 BVG

idF des Ersten Neuordnungsgeseties (l„NOG) —aF—vom
27° Juni 1960 (BGBl I, 455) und nach € 30 Abs„ 5, 4

und 7 BVG idF des 2„NOG betrifft, ist eingehend dar—

gelegt, deß beim Berufsschadensausgleich der Gesichts—

punkt einer individuellen Entschädigung zugunsten eines

generalisierten oder pauschalierten Schadensausgleichs

zurücktreten mußte, daß auch nach der Entstehungs—

geschichte der Vorschriften über den Berufsschadens—

ausgleich für den ”fiktiv” zu errechnenden Ein—

kommenverlust ein durchschnittlicher Berufserfolg

maßgebend sein sollte und daß, wenn gemäß 5 30 Abs°

5 BVG aF als Vergleichsmaßstab für den voraussicht—
lichen Einkommensverlust des Selbständigen die Be—

soldungsgruppdades BBesG maßgebend sein sollen, ein

etwaiger später°r — fiktiver — Mehrverdienst des

Selbständigen außer Betracht zu bleiben hat° Die—

se Grundsätze gelten, soweit es auf den voraus—
sichtlichen Berufserfolg des Verstorbenen innerhalb

einer bestimmten Berufsgruppe ankommt, für den Scha—

densausgleich der Witwe nach & 40 & Abs° 2 BVG eben—

so wie für den Berufsschadensausgleich des Beschä—

digten° Das LSG hat nicht verkannt, daß eine Ein—
stufung des verstorbenen Ehemannés der Klägerin in
die Besoldungsgruppe A 12 nicht auf 5 4 der DVG zu
@ 0 Abs° 5 und 4 BVG gestützt werden kann, Es war

r der Auffassung, daß K° vor seinem Tode eine("
')

\)
l

b9
3
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Stellung erreicht habe, die durch die Vorschriften des 5 4

DVD nicht ausreichend berücksichtigt ist° Der Rahmen der

Ermächtigung des % 50 Abs° ? BVG werde überschritten‚ wenn

die Position, die der Ehemann der Klägerin voraussichtlich

erreicht hätte, nicht berücksichtigt würde; denn diese

Bestimmung räume der Bundesregierung nur das Recht ein,
die Einzelheiten der zahlenmäßigen Berechnung des Ein—

kommensverlustes zu regeln, nicht aber den materiellen

Inhalt des Gesetzes zu verändern° Soweit nicht % 6 DVO

auf einen solchen Fall anzuwenden sei müsse unmittelbar

auf 5 40 a BVG zurückgegriffen 1:ercen Hit diesen Aus—
führungen hat das LSG verkannt, daß mit der generalisier—
ten Bestimmung des Durchschnitts einkommen fur den mut—Ü

)

maßlichen Berufserfolg im gehobenen Dienst nach S 4 DVG

die voraussichtliche Dienststellung des erßtorbcnen 315

Amtsrat bereits erfaßt ist‚ daß die der Bundeesregierung

in S 40 a Abs„ 4 BVG erteilte E mächtigung sich keines—

wegs auf eine zahlenmäßige Berechnung des hinlnonmens ver—
lustes beschränkt und daß 5 6 DVG nur die Fälle betrifft9

in denen nachgewiesen wird daß der Beschädigte in dem

vor dem Eintritt der Schädigung oder des besor nderen be-

rui‘lichen Betroffenseins ausgebeten Beruf bereits eins

Stellung erreicht hat‚tdio‘durch die Vorschri1ten der

5% 5 und 4 DVD nicht ausreichend$8erücksic igun g i‘1ndet°
H

Der von dem mutmaßlichen Berufserfolg ausgehende S 4 der

DVD läßt den Übergang zu einer individuellen Betrachtungen

weise nicht zu„ Er ent hält vielmehr eine abstrakte Rege—

lung für den Ansatz des vermutlich im öffentlichen Dienst

erzielten Durchschnittseinkommens in der jeweiligen Be-

rufsgruppe° Der Zweck einer solchen Regelung würde ver-
fehlt, wenn im Einzelfall der Nachweis zugelassen würde,

daß der Verstorbene wahrscheinlich eine höhere Besoldungs—

gruppe erreicht hätte als die durchschnittliche Bewertung

des Berufserfolges in der Berufsgruppe nach 5 4 der DVO
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ergibt° 5 40 & Abs° 2 BVG kann auch nicht‚ wie das LSG
meint, unmittelbar für eine Eingruppierung des Ehemanns

der Klägerin in die Besoldungsgruppe A 12 herangezogen

werden, denn diese Vorschrift stellt nicht auf das we‘r—

scheinlich erzielte ziifernmäßige Einkommen oder eine be—

stimmte Besoldungsgruppe, sondern auf das Durchschnittsein—

kommen der Berufsgruppg, der der Verstorbene angehört hat

oder angehört hätte, ab„ In dem Urteil des BSG vom 160

Februar 1067 10 BV 1077/65 -, dem sich auch der er—
kennende Senat in dem Urteil vom 23° Juli l967 enge-

schlossen hat, ist eingehend dargelegt, daß in der der»Bun_

desregierung in 5 30 Abs ? Buchst„ a BVG idF des 2° NOG

erteilten Ermächtigung, zu bestimmen, welche Vergleichs-

grundlag e und in \-:elcher Weis sie zur Ermittlung des

Einkommensverlustes herenzuziehen ist, nicht eine Er—

mächtigung zum Erlaß von Verfahre svorschriften, son—

ern eine Vorschrift zu erblicken ist, die es der Bun—

desregierung gestattet, alle näheren Bestimmungen zur

Feststellung der zu vergleichenden Einkommen zu treffen.

somit sachlich—rechtlich nicht nur die Vergleichsgrund-

lage festzusetzen‚ sondern auch die zur Bes immung der

zu vergleichenden Einkommen notwendigen Vor schrii‘ten zu

erlassen. 5 6 BVG stellt insofern eine Sonderregelung

der, als der äusgsng:>nkt dies er Vorschrift nicht die

voraussichtlich erlangte‚ sondern die tatsächlich vor
der Schädigung errdichü>ßerufsstellung ist° Zu ihrer
Anwendung genügt de elb nicht, daß der Beschädigte

das Einkommen und die Bam is.: tellung‚ die der Berech—

nung des Schadensausgleic hs zugrunde gelegt werden

soll, voraussichtlich erreicht hätte (vgl. auch ven
Nuis—Vorberg, das Recht der Kriegsbeschädigten und

Kriegshinterbliebenen lf° Teil, 2. Aufl. S. 39 g)‚

6 der DVD ist keine allgemeine Billigkeitsvorschrift‚

sondern trifft nur für die Fälle eine ergänzende in-
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dividuelle Regelung, in denen der Maßstab einer wahr

scheinlich erlangten Berufsstellung ( “€ 5 oi s 5 der DVG)

deshalb nicht mehr angelegt werden kenn, weil er nach—

weislich durch den Erfolg in dem vor der Schädigung aus—

geübten Beruf‚ d„}„ durch di in ihm erreichte höhere

berufliche Stellung mit ihren Auswirkungen auf die Höhe
des Einkommens als ungeeignet anzusehen ist und damit

als angemessener Schadensausgleich nicht mehr gelten

kann° Die Beschränkung einer höhe ren Einstufung in 5 6

DVO auf den Fall, daß der Beschädigte ngchygg_ägeh ee—
reits eine höhere Berufsstellung erreicht hat, verstößt

..

(\ eher nicht.gegen die der Bundesregierung in @ 30 Absc ?

/'

BVe erteilte Ermächtigung (vgl- Urteil des er kennend.en

US vom 25„ Juli 13o?’)„ Wenn di e "voraussetzung des
(‘
08--Ei

%6 BVGerfüllt ist, kann hier dahi;gestellt oleioen (vgl
0 O l93

'

5 t‘-
‘

g:
:

;‚1
.

m | <
;

0 H c’ ("
2 H (I
" ‚m ;.) O i—

3

Anwendung dieser Vorschrift auf die fälle ausgeschl seen9o
in denen geltend gemacht Wil d‚ die Einordnung in eine oe—

e

\

so lduungsgruppe na ch % 4 DVO als Durchschni tts—

.

t

einkemmen der Berufsgruppe, der der B schädigte angehörte

h e-ooenen Dienstes), werde nicht dem Einkommen} .
:

0 '“‘
3

C
.!

(D U
)

Ü
Q .,

gerecht, das der Bes mädigte wahrscheinlich erzielt hätteo

timmung der Vergleichsgrundlage in € 4 DVD und da—

ueh die Einordnung in eine bestimmte Bvrufsgruppe mit

t esetz ten Durchschniüsei nkommen entspricht viel-

mehr, wie dargelegt‚ als abschließende Regelung9 soweit

das wahrscheinlich erzielte Durchschnittseinkommen in Be—

tracht kommt, der der Bundesregierung erteilten Ermäch5‘

tigung° Deshalb kann hier die vermut ich erlangte Berufs—

' }-
J

\)
1
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stellung des Ehemannes der Klägerin als Amtsrat weder

auf dem Wege einer sich aus @ 4 DVD ergebenden Gesetzes—

lücke noch einer analogen Anwendung des 5 6 DVG individuell
berücksichtigt werden„ € 40 a Abs° 2 BVG idF des Dritten

Neuordnungsgosetzes 30 HCC-) vom 285 Dezember 1966 (BC-Bl

I, 750) enthält zu der Frage der Feststellung des Durch—
schnittseinkommens des Verstorbenen keine von dem 2" NOG

wesentlich abweichende Regelung° Da so„it nach dem vom
LSG festgestellten‚ von der Revision nicht engegriffenen

Sachverhalt der Anspruch der Klägerin nicht begründet

ist, war des @ gefochtene rteil aufzuheben, die Beru—
fung der Klägerin gegen das Urteil des SG vom 5° Au—
gust 1965 zurückzuweisen und die Klage gegen die Be—

scheide vom l8„ Dezember 1964 und 1%; April 1966 ab—

zuweisen„
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